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Weg zu Neuwahlen ist frei

Deutscher verschleppt

Kritik an Datenschutzplänen

Bäume dürfen gefällt werden

Hollandes Programm steht

Moskau erlaubt Proteste

Nahost-Gespräche erfolglos

Saarbrücken: Im Saarland wird nach dem
Scheitern der Jamaika-Koalition am 25.
März ein neuer Landtag gewählt. Knapp
drei Wochen nach dem Ende der Landes-
regierung aus CDU, FDP und Grünen be-
schloss der Landtag in Saarbrücken am
Donnerstag, sichaufzulösen.Damitmach-
te er denWeg zuNeuwahlen frei. Die Lan-
desregierung setzte anschließend den 25.
März als Wahltermin fest. Zur Wahl sind
rund 800000 Saarländer aufgerufen. Er-
wartet wird ein Kopf-an-Kopf-Rennen
zwischen CDU und SPD. dpa

Kano/Berlin: Bewaffnete haben im west-
afrikanischen Nigeria einen Deutschen
entführt. Der Ingenieur sei in einem Vor-
ort der nordnigerianischen Stadt Kano
verschlepptworden, teilte die örtliche Po-
lizei mit. Das Auswärtige Amt in Berlin
ging denBerichten aus der Stadt nach, die
jüngst von einer Anschlagsserie der Isla-
mistengruppe Boko Haram erschüttert
worden war. Polizeisprecher Magaji Ma-
jia sagte, der Ingenieur habe für die nige-
rianische Baufirma Dantata and Sawoe
gearbeitet. Ein Fahrer und zwei weitere
Angreifer hätten den Deutschen ver-
schleppt. afp

Mainz:Die Vorschläge der EU-Kommissi-
on für neue Datenschutzregeln stoßen auf
Kritik. Der hessische Datenschutzbeauf-
tragte Michael Ronellenfitsch forderte,
die Regelnweiterhin als Richtlinie zu ver-
fassen. Nur dann behielten die einzelnen
Mitgliedsstaaten ihr Recht auf eine indi-
viduelle Gestaltung. Der rheinland-pfäl-
zische Datenschutzbeauftragte Edgar
Wagner hält grenzüberschreitende Re-
geln für das Internet zwar für effektiv.
Abseits davon dürften jedoch nationale
Vorgaben nicht verdrängt werden. dpa

Stuttgart: Die Bahn kann mit den um-
strittenen Baumfällarbeiten für „Stutt-
gart 21“ beginnen. Das Eisenbahnbun-
desamt gab am Donnerstag grünes Licht
dafür. Die naturschutzfachlichen Proble-
me seien untersucht und bewältigt, teilte
die Bonner Behörde mit. Daher habe sie
„der Bahndie Zulässigkeit der von ihr ge-
planten bauvorbereitenden Maßnahmen
bestätigt“. Nun könnenmehr als 170 Bäu-
me gefällt oder versetzt werden, um Platz
zu schaffen für den Trog des geplanten
Tiefbahnhofs. dpa

Paris: Frankreichs sozialistischer Präsi-
dentschaftskandidat François Hollande
zieht mit 60 weitreichenden Versprechen
in den Wahlkampf gegen Amtsinhaber
Nicolas Sarkozy. Im Falle einesWahlsiegs
will der 57-Jährige reicheFranzosen stär-
ker an denKosten derKrisenbewältigung
beteiligen, die Jugendarbeitslosigkeit be-
kämpfen und den Finanzsektor strenge-
ren Kontrollen unterwerfen. Bis zu 20
Milliarden Euro soll das jährlich kosten.
Hollande will das unter anderemmit dem
Schließen von Steuerschlupflöchern fi-
nanzieren. dpa

Moskau: Genau einen Monat vor der rus-
sischen Präsidentenwahl dürfen erstmals
Zehntausende Regierungsgegner am 4.
Februar mit einem Protestmarsch durch
Moskaus Zentrum ziehen. Überraschend
lenkten die Behörden ein und genehmig-
ten eine Demonstrationsroute im Herzen
der Hauptstadt. Bisher waren nur Kund-
gebungen beantragt und erlaubt worden.
Erwartetwerden vor derWahl am4.März
rund 50000 Teilnehmer – so viele wie
noch nie seit demMachtantritt von Regie-
rungschef Wladimir Putin. dpa

Tel Aviv:Ein neuer Anlauf zu Friedensver-
handlungen zwischen Israelis und Palästi-
nensern ist gescheitert. Auch nach dem
fünften und vorerst letzten Treffen von
Unterhändlern im jordanischen Amman
gab es keine Einigung. Beide Seiten schie-
ben sich die Schuld zu. Israel beteuert sei-
ne Verhandlungsbereitschaft, will jedoch
keine Vorbedingungen akzeptieren. Die
Palästinenser werfen Israel hingegen vor,
es wolle nur zum Schein verhandeln, denn
die Siedlungen in Palästinensergebieten
würden weiter ausgebaut. dpa

Im Gespräch

„Abzug aus Afghanistan ist richtig“
Herr Erös, der Bundestag hat gestern das
Isaf-Mandat für Afghanistan verlängert.
Was haben über zehn Jahre Militärein-
satz am Hindukusch gebracht?
Nach dem 11. September 2001 galt der
Nato-Bündnisfall. Aber das eigentliche
militärische Ziel, die Terrororganisation
Al Qaida aus Afghanistan zu vertreiben,
war bereits nach wenigen Monaten er-
reicht. Auch die Taliban waren bald ge-
stürzt, was gar nicht zum Auftrag gehör-
te. In den folgenden zehn Jahren wurde
der Militäreinsatz immer weiter ausge-
dehnt, mit erheblichen Opfern unter der
afghanischen Zivilbevölkerung und unter
den Soldaten. Allein in den ersten Januar-
tagen 2012 sind 30westliche Soldaten um-
gekommen. Ein trauriger Rekord. Unsere
Militärpfarrer stellen außerdem eine zu-
nehmende Verrohung bei den Soldaten
fest. Wir müssen erkennen, dass die Pro-
bleme des Landes militärisch nicht zu lö-
sen sind, auch mit mehr als 100000 Solda-
ten nicht. Deshalb ist der Abzug der Aus-
länder, die von den Afghanen zunehmend

als Feinde betrach-
tet und erlebt wer-
den, richtig.

Was passiert nach
dem Abzug der
Alliierten 2013/14,
ergreifen die
Taliban wieder die
Macht?
Die Taliban, das
sind etwa 50 bis
60000 Mann, wer-
den die Macht
nichtwieder errin-
gen, wenn sie kei-
ne Unterstützung
von außen bekom-
men. Sie haben

1994/95 das verhasste Regime der Mud-
schaheddin auch nur besiegen können,
weil sie von Pakistan, Saudi-Arabien und
den Emiraten unterstützt und von den
USA geduldet wurden. Ich sage einmal
brutal, wenn Deutschlands Sicherheit

nicht bedroht wird – und sie wird von Af-
ghanistan nicht bedroht –, sollte uns das
relativ egal sein. Die Bundeswehr ist nicht
dazu da, dass afghanische Mädchen un-
gehindert zur Schule gehen können. Der
Militäreinsatz kostet denWesten 105Mil-
liarden Euro im Jahr. Was könnte man
mit diesem Geld an Entwicklungsprojek-
ten erreichen?

Aber der Schutz von Frauen und der
Aufbau einer Art westlicher Demokratie
war doch lange eine Begründung für das
Bundeswehrmandat?
Unsinn, das konnte nie Aufgabe der Bun-
deswehr sein. Damit wir uns nicht falsch
verstehen, Deutschland und mich als
Entwicklungshelfer interessiert der Auf-
bau des Landes natürlich sehr. Zumal
Deutschland jahrzehntelange Erfahrun-
gen in der Entwicklungshilfe am Hindu-
kusch hat und hohes Ansehen genießt.
Tausende der über 50-Jährigen sprechen
Deutsch, kennen die Entwicklungspro-
jekte aus den siebziger Jahren. Daran

müssen wir anknüpfen. Was das Land
jetzt braucht, ist zivile Hilfe beimAufbau
von Schulen, bei Ausbildung und in der
Wirtschaft. Und dies in den Regionen, in
Absprache mit den lokalen Stammesfüh-
rern, möglichst ohne die in großen Teilen
korrupte Regierung in Kabul.

Liegt der Schlüssel für die Lösung des
Problems Afghanistan in Wirklichkeit in
Pakistan, und hält sich Karsai?
Zweifellos. Der große Nachbar wird keine
Regierung dulden, die etwa antipakista-
nisch oder proindisch eingestellt wäre. Es
war ein Fiasko für die Petersberg-Konfe-
renz, dass Pakistan wegen der Luftan-
griffe der US-Truppen nicht teilnahm.
Ohne den Hauptakteur Pakistan, wo die
Armee leider immer islamistischer wird,
geht gar nichts. Karsai darf nichtmehr als
Präsident kandidieren. Ich sehe bei den
infrage kommenden Paschtunen aller-
dings keinen, der besser wäre als Karsai.

Die Fragen stellte Reinhard Zweigler

Iran droht der EUmit Öl-Exportstopp
Teheran (afp/dpa).NachdemBeschluss

des EU-Embargos für iranisches Erdöl
will der Iran einen sofortigen Stopp der
Öllieferungen nach Europa vorbereiten.
Der Sprecher des Energieausschusses
des Parlaments, Emad Hosseini, sagte
am Donnerstag, ein solcher Gesetzent-
wurf werde dem Parlament am Sonntag
vorgelegt. Präsident Mahmud Ahmadi-
nedschad erklärte, die westlichen Sank-
tionen seien ohne Wirkung. Bereits am
Mittwoch hatte Teheran infolge der am
Montag beschlossenen Sanktionen die
Zinssätze der offiziellen Inflationsrate
von 20 Prozent anpassen müssen.
Sollte das Exportstopp-Gesetz ange-

nommen werden, so müsste die iranische
Regierung noch vor Umsetzung des EU-
Embargos jede Öllieferung nach Europa
stoppen. Nasser Sudani, gleichfalls Mit-

glied des Parlamentsausschusses für
Energie, wurde in iranischen Medien mit
den Worten zitiert, die geplante Parla-
mentsentscheidung werde die Ölpreise
für Europa in die Höhe treiben. Der Iran
liefert 20 Prozent seiner Ölausfuhren an
EU-Staaten, vor allem an Italien, Spa-
nien, Frankreich und Griechenland. Ins-
gesamt stammen nur fünf Prozent der
EU-Öleinfuhren aus dem Iran. Die EU-
Staaten hatten sich auf das Ölembargo
verständigt, um den Iran zum Einlenken
im Atomstreit zu zwingen. Der Iran steht
im Verdacht, unter dem Deckmantel ei-
nes zivilen Vorhabens an einer Atombom-
be zu bauen. Teheran weist dies zurück.
Mit dem Beschluss, der bis zum 1. Juli

schrittweise in Kraft tritt, dürfen Rohöl
undÖlprodukte aus dem Iran nichtmehr
in die EU eingeführt, eingekauft, trans-

portiert, finanziert oder versichert wer-
den. Zudem wird die iranische Zentral-
bank mit Sanktionen belegt.
Ahmadinedschad sagte am Donners-

tag, die neuen Sanktionen würden den
Iran nicht schmerzen. „Einst lag unser
Handel mit Europa bei rund 90 Prozent,
doch heute ist er bei zehn Prozent“, sag-
te der Präsident. Die Erfahrung habe ge-
zeigt, dass „die iranische Nation nicht
verletzt werden wird“. Auch das seit 30
Jahren bestehende US-Ölembargo sei
folgenlos. Ahmadinedschad versicherte,
der Iran sei im Streit um sein Atompro-
gramm zu Verhandlungen bereit. Die
Behauptung des Westens sei falsch, dass
der IranGespräche scheue. „Warum soll-
ten wir Verhandlungen meiden? Wer die
Logik und das Recht auf seiner Seite hat,
fürchtet keine Verhandlungen“, sagte
Ahmadinedschad. Die EU-Außenbeauf-
tragte Catherine Ashton hatte Teheran
bereits im Oktober zur Rückkehr an den
Verhandlungstisch aufgefordert.
Die Erhöhung der iranischen Zinssät-

ze von zwölf auf 20 Prozent soll die sank-
tionsbedingte Wirtschaftskrise eindäm-
men. Die iranische Währung Rial verlor
seit Jahresbeginn die Hälfte ihres Wer-
tes. Nur die offizielle Inflationsrate liegt
bei 20 Prozent, Experten schätzen die
tatsächliche Rate auf 50 Prozent. Der
iranische Wirtschaftsexperte Ahmed
Tawakoli warnt, die Sanktionen könn-
ten einen Staatsbankrott bewirken.

Ahmadinedschad: Sanktionen der Europäer sind wirkungslos / Teheran muss Zinssätze erhöhen

„Die iranische Nation wird nicht verletzt werden“ – von einer Absatzkrise bedrohte Ölanlage im Iran. dpa

Sicherheitskonferenz ohne Iran?
München (dpa). Der Iran wird nach

AngabenderOrganisatorenwahrschein-
lich nicht an der Münchner Sicherheits-
konferenz Anfang Februar teilnehmen.
„In diesem Jahr hat sich bis zur Stunde
bei mir Teheran nicht gemeldet“, sagte
der Chef der Sicherheitskonferenz,Wolf-
gang Ischinger, am Donnerstag in Mün-
chen. Grundsätzlich sei er aber für eine
Teilnahme iranischer Vertreter an der

Veranstaltung offen. Ob US-Außenmi-
nisterinHillary Clintonwie 2011 an dem
Treffen in München teilnehmen wird,
ließ Ischinger offen. „Ich gehe davon aus,
dass sich in der amerikanischen Delega-
tion mehr als ein Mitglied der Regierung
Obamabefindenwird“, sagte er.US-Ver-
teidigungsminister Leon Panetta hatte
bereits seine Teilnahme an der Konfe-
renz zugesagt.

Bundestag probt die Leichtigkeit

Berlin. Politiker wären schon gern ein
wenig beliebter. Es gibt viele Gründe,
warum es nicht klappt. Ein Problem ist
beispielsweise, dass man häufig gar
nicht versteht, worüber Politiker reden.
Selbst Kundige dürften Schwierigkei-
ten haben, auf Anhieb zu erklären, was
der EFSF ist oder was sich hinter dem
Nachhaltigkeitsfaktor verbirgt. Ganz zu
schweigen vonall jenen, die lernschwach
sind, Probleme mit der deutschen Spra-
che haben oder sich nicht mehr so gut
konzentrieren können.
Die SPD-Fraktion zeigt sich nun lern-

bereit. Erstmals wird die frühere Ge-
sundheitsministerin Ulla Schmidt heu-
te im Bundestag einen Antrag in „leich-
ter Sprache“ vorlegen. Keine leichte
Aufgabe, denn im bürokratischen Par-
lamentsalltag geraten Neuerungen
schnell in den Ruch der Rebellion.
Die „leichte Sprache“ ist keine Erfin-

dung der Sozialdemokraten. Es waren
Behindertenverbände, die bereits vor ei-
nigen Jahren ein Netzwerk gründeten,
ein Regelwerk erarbeiteten, Überset-

zungsbüros auf-
machten und so-
gar inBrüssel für
dieAnerkennung
der „leichten
Sprache“ kämpf-
ten – allerdings
vergeblich.
Der SPD-An-

trag, der passend
zum Thema ei-
nen „gleichbe-
rechtigten Zu-
gang von Behin-
derten zu Kul-
tur, Information
und Kommuni-
kation“ fordert, besteht aus der üblichen
Drucksache und einem Anhang. Der
32-seitige Anhang, den die SPD bei der
Sozialpädagogin und Netzwerkexpertin
Andrea Tischner in Auftrag gab, be-
rücksichtigt all das, was das Regelwerk
„leichte Sprache“ vorgibt: kurze Sätze,
keine Fremdwörter, breiter Zeilenab-
stand, große Schrift und kleine, farbige
Bilder, die beim Verständnis des Textes
helfen.

Ist ein Wort doch einmal zu lang, wird
ein Bindestrich eingeführt. So wird aus
MerkelsKabinett die Bundes-Regierung,
und der Leser lernt, dass „eine Partei
eine Gruppe von Menschen ist, die alle
dieselbe Politik machen wollen“. Der
sperrige Titel des Antrags ist deutlich
entschlackt: „Die SPD will, dass alle
Menschen überall mitmachen können.“
Die SPD-Fraktion hofft, dass ihre Ini-

tiative nicht folgenlos bleibt und künftig
wichtige Entscheidungen und Debatten
des Bundestags zur „Übersetzung“ ge-
hen. Doch bereits das Pilotprojekt löste
in der Bundestagsverwaltung Bauch-
grimmen aus. Für Drucksachen gibt es
im Parlament klare Regeln, von der
Schriftgröße bis zum Zeilenabstand.
Bilder, gar farbige, sind unüblich. Aus
anderen Fraktionen gab es zudem leise
Kritik an manchen Formulierungen.
Gestern musste der Ältestenrat des

Bundestags eine Lösung finden. Am
Ende konnte die SPD zufrieden sein.
Nicht nur die Drucksache, sondern auch
der Anhang ist nun mit einer Nummer
geadelt – zugänglich für alle, die verste-
hen wollen, was die Politiker so reden.

Von Gabi Stief

SPD-Fraktion legt Antrag in verständlicher Sprache vor

Rajoy in Berlin:
Spanien steht
zu Sparzielen

Berlin (dpa). Spanienwill trotz düste-
rer Konjunkturaussichten an seinen
Sparzielen festhalten. Der neue Minis-
terpräsident Mariano Rajoy sagte am
Donnerstag bei seinem Antrittsbesuch
bei Kanzlerin Angela Merkel (CDU) in
Berlin, seine Regierung fühle sich den
mit der EU vereinbarten Zielen ver-
pflichtet. 2012 will Spanien sein hohes
Haushaltsdefizit auf 4,4 Prozent der
Wirtschaftsleistung drücken.
Merkel zollte Spanien Respekt.

Deutschland verfolge die teils nicht
einfachen Schritte Spaniens „mit au-
ßerordentlicher Achtung“. So bezeich-
nete Merkel das jüngste Abkommen
zwischen spanischen Gewerkschaften
und Arbeitgebern zur Lohnzurückhal-
tung als großartig. In Europawird aber
mit Sorge beobachtet, ob Spanien auch
bei einer Konjunkturabkühlung seine
Defizitpläne einhalten kann. Speku-
liert wird, dass Rajoy beim EU-Gipfel
an diesemMontag in Brüssel mehr Zeit
für die Haushaltssanierung fordern
wird.

I ran

Gelassen bleiben

Anfang der Woche hat sich die Euro-
päische Union nach langem Zögern

zum Ölembargo gegen den Iran durchge-
rungen. Die Freude über die keineswegs
selbstverständliche Einigkeit in der euro-
päischen Außenpolitik war so groß, dass
allenthalben von einem Fortschritt die
Rede war, von einem Schritt, der unter-
halb der Schwelle militärischer Gewalt ge-
radezu „alternativlos“ sei. Wenige Tage
später überprüft Teheran mit der Dro-
hung eines sofortigen Öl-Exportstopps
Europas Standfestigkeit. Müssen die Eu-
ropäer jetzt um den Ölnachschub ban-
gen? Folgt auf die große Geste europäi-
schen Handelns gegen Irans Atompro-
gramm ein kleinlautes Einlenken gegen-
über Teheran?
Vorerst geht es zum Glück nicht ums

ökonomische Sein oder Nichtsein. Es geht
aber um Europas Glaubwürdigkeit. Klar
ist: Europa muss jetzt gegen Teheran zu-
sammenstehen.
Der auf den Sommer zielende EU-Em-

bargobeschluss sollte Spanien, Italien und
Griechenland Zeit verschaffen, bis dahin
ihre besondere Abhängigkeit von irani-
schem Öl zu senken. Gegen die Folgen ei-
nes sofortigen Lieferstopps kann denn
auch nur europäische Solidarität mit den
drei Krisenländern helfen. Dies wäre
durchaus möglich, denn insgesamt deckt
die EU nur noch fünf Prozent ihres Ölbe-
darfs aus dem Iran. Der Umstand, dass
aber der Iran immerhin 20 Prozent seines
Öls in die EU ausführt, deutet sowieso da-
rauf hin, dass die Drohung der Mullahs
eine Finte ist. Der Verlust eines Fünftels
seiner Öleinnahmen würde das Regime
empfindlich treffen. Müsste schnell ein
anderer Käufer gefunden werden, dürfte
dies die Preise drücken.
Teheran lässt einen Testballon steigen.

Die Europäer können, wenn sie sich auch
mit den USA abstimmen, gelassen blei-
ben. Daniel alexanDer Schacht

Zur person
Hartmut Möllring,
niedersächsischer
Finanzminister,
hat Bundespräsi-
dent Christian
Wulff in der ZDF-
Talksendung
„Maybrit Illner“
am gestrigen Don-
nerstagabend in
der Kreditaffäre

erneut verteidigt. Möllring stellte in der
bisweilen hitzigen Diskussion, die auch
den umstrittenen „Nord-Süd-Dialog“ in
Hannover beleuchtete, die Position der
Landesregierung dar. In der Sendung
mit demTitel „Die verwulffte Republik –
wie nah dürfen sichWirtschaft und Poli-
tik kommen?“ ergriff auch der Burgwe-
deler Drogerieunternehmer Dirk Roß-
mann fürWulff Partei. Er nannte es „eine
Sauerei“, den Bundespräsidenten wegen
seines günstigen Kredits bei der BW-
Bank so massiv anzugreifen. Es sei nicht
in Ordnung, einen „ehrenwerten Men-
schen in so ein Licht zu stellen mit sol-
chen hanebüchenen Vorwürfen“. Möll-
ring und Roßmann diskutiertenmit Jour-
nalisten, die das VerhaltenWulffs proble-
matisierten. Möllring stellte sich im
anschließenden Internet-Chat den kriti-
schen Fragen der Zuschauer. hoc

Reinhard Erös,
Chef der Kinder-
hilfe Afghanistan
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Öl aus dem Iran: Abnehmer in der EU
in Barrel pro Tag insgesamt 450000
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Politik für alle ver-
ständlich machen: Ulla
Schmidt. dpa
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Hillary Clinton,
US-Außenministe-
rin, deutet Amts-
müdigkeit an. Nach
20 Jahren in der
Politik „ist es an
der Zeit herauszu-
finden, wie müde
ich bin“, sagte sie
am Donnerstag.
Allerdings bleibe

sie im Amt, bis Präsident Barack Obama
einen Nachfolger benennt, fügte die ehe-
malige First Lady hinzu. Beobachter
werten dies als Hinweis, dass sie auch im
Falle einesWahlsiegsObamas imNovem-
ber nicht mehr zur Verfügung steht. Be-
reits in der Vergangenheit hatte die
64-jährige Clinton klargemacht, dass sie
die Führung des State Departments nach
einer Amtszeit aufgeben wolle. Clinton
hatte 2008 den Kampf um die Präsident-
schaftskandidatur gegen Obama verlo-
ren. dpa
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